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Aus der Gutachtenpraxis 
des DNotI

BGB § 577 
Verwirkung des Mietervorkaufsrechts bei 
Auszug eines von mehreren Mietern aus der 
gemeinsamen Wohnung; Ausübung des Mie-
tervorkaufsrechts, das mehreren gemeinsam 
zusteht 

I. Sachverhalt
Der Käufer hat von dem Verkäufer im Juli 2021 eine 
Wohnung erworben. Für das Objekt ist kurz zuvor eine 
Teilungserklärung vollzogen worden. Im Kaufvertrag 
wird davon ausgegangen, dass für die Mieter A und B 
ein Vorkaufsrecht nach §  577 BGB besteht. Im Jahr 
2013 wurde die Wohnung von dem unverheirateten Paar 
A und B gemeinsam angemietet. A ist kurz darauf aus 
der Wohnung ausgezogen und lebt bereits seit 8 Jahren 

nicht mehr in der Wohnung. B hat im Innenverhältnis 
die Miete alleine übernommen und bewohnt weiterhin 
die Wohnung. A ist jedoch nie förmlich aus dem Miet-
verhältnis entlassen worden. B hat nach Kenntnisnahme 
von dem Kaufvertrag unwiderrufl ich schriftlich auf die 
Ausübung des Vorkaufsrechts verzichtet. Nachdem A 
von der Teilungserklärung und dem Kaufvertrag erfah-
ren hat, möchte er das Mietervorkaufsrechts nach § 577 
BGB ausüben.

II. Fragen
1. Kann A das Mietervorkaufsrecht ausüben, ob-
wohl er seit acht Jahren nicht mehr in der Wohnung 
lebt, oder kommt eine Verwirkung dieses Rechts in 
Betracht? 

2. Ist die Ausübung des Mietervorkaufsrechts allein 
durch A überhaupt möglich oder müsste dies gemein-
schaftlich durch A und B erfolgen, da sie auch den 
Mietvertrag gemeinsam geschlossen haben? Wie wirkt 
es sich aus, dass B bereits unwiderrufl ich auf die Gel-
tendmachung verzichtet hat?
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III. Zur Rechtslage
1. Grundsätzliches Bestehen des Mietervorkaufs-
rechts auch für ausgezogene Mieter
Gemäß § 577 Abs. 1 S. 1 BGB besteht ein Mietervor-
kaufsrecht dann, wenn vermietete Wohnräume, an denen 
nach Überlassung an den Mieter Wohnungseigentum 
begründet worden ist, an einen Dritten verkauft werden.

„Mieter“ ist dabei derjenige, der den Mietvertrag ab-
geschlossen hat; haben mehrere den Mietvertrag ab-
geschlossen, sind sie alle Adressaten des Vorkaufsrechts 
(BeckOGK-BGB/Klühs, Std.: 1.7.2022, § 577 Rn. 86; 
Staudinger/Rolfs, BGB, 2021, §  577 Rn. 56; Blank/
Fervers, in: Schmidt-Futterer, Mietrecht, 15. Aufl . 2021, 
§ 577 BGB Rn. 42). Eine Eigennutzung des jeweiligen 
Mieters zum Zeitpunkt des Vorkaufsfalls ist dabei nach 
dem Gesetz nicht Voraussetzung für den Vorkaufsfall. 
Das LG Köln hat daher das Mietervorkaufsrecht auch in 
einem Fall bejaht, in dem der Ehemann der Bewohnerin 
aus der von beiden angemieteten Wohnung ausgezogen 
war (LG Köln NJW-RR 1995, 1354). Es sei geboten, 
aus Gründen der Rechtssicherheit an den Wortlaut der 
Norm anzuknüpfen, da sich sonst – etwa bei einer nur 
zeitweisen Nutzung – schwierige Abgrenzungsfragen 
stellen könnten.

Dem ist zuzugeben, dass § 577 BGB die Überlassung 
an den Mieter fordert, aber nicht spiegelbildlich vor-
sieht, dass das Vorkaufsrecht erlischt, sobald der Mieter 
ausgezogen ist. Am Ergebnis mag man aber immerhin 
deswegen zweifeln, weil das Mietervorkaufsrecht dar-
auf gerichtet ist, den Mieter vor dem Entzug des von 
ihm bewohnten Wohnraums (durch Eigenbedarfskün-
digung des Käufers) zu schützen (MünchKommBGB/
Häublein, 8. Aufl . 2020, § 577 Rn. 1; BeckOGK-BGB/
Klühs, § 577 Rn. 3). Dieser Zweck wird jedoch im vor-
liegenden Fall nicht mehr verfolgt, da anzunehmen ist, 
dass der vor acht Jahren ausgezogene Ehemann mitt-
lerweile eine andere Wohnung bewohnt. Auch die vom 
LG Köln angesprochene Abgrenzungsproblematik stellt 
sich jedenfalls in Fällen nicht, in denen ein Mieter in der 
Absicht auszieht, die Wohnung endgültig aufzugeben, 
und sich dies – wie etwa im Fall einer Ehescheidung der 
Mieter – auch objektiv ohne Weiteres nachprüfen lässt. 
Im Fall des LG Köln, in dem es um zunächst verheira-
tete Mieter ging, von denen die Ehefrau nach der Ehe-
scheidung ausgezogen war, wäre damit eine Abgrenzung 
eigentlich möglich gewesen. Allerdings hat das LG Köln 
in dem von ihm entschiedenen Fall trotzdem mit Ver-
weis auf Abgrenzungsprobleme das Vorkaufsrecht abge-
lehnt; dies müsste dann erst recht für den vorliegenden 
Fall gelten, in dem – mangels Eheschließung der Mieter 
– eine vergleichbar objektivierbare Anknüpfung nicht in 
gleicher Weise möglich war.

Für die Ansicht des LG Köln spricht immerhin, dass 
auch der ausgezogene Mieter – sofern keine „Entlassung“ 
aus dem Mietvertrag oder keine Verwirkung vorlag, 
s. dazu unten – zumindest im Außenverhältnis gegen 
den Vermieter noch einen Anspruch auf Einräumung 
von Besitz an der Wohnung hätte (was in manchen Si-
tuationen, etwa bei einem Versterben oder Auszug des 
zunächst in der Wohnung verbleibenden Mieters, auch 
in praktischer Hinsicht nicht ausgeschlossen erschei-
nen mag). Es lässt sich daher argumentieren, dass das 
Mietervorkaufsrecht auch dazu dient, diesen (hypothe-
tischen) Anspruch des Mieters vor einer Eigenbedarfs-
kündigung zu schützen. Dies erscheint auch wertungs-
mäßig solange nicht unangemessen, wie der Mieter auch 
nach seinem Auszug noch für den Mietzins zumindest 
im Außenverhältnis haftet.

Weitere Rechtsprechung ist nicht ersichtlich, abgese-
hen von der weiteren Entscheidung des OLG München 
(NZM 1999, 797), in der allerdings der Grundsatz des 
LG Köln, auch ein ausgezogener Mieter könne noch das 
Vorkaufsrecht ausüben, nicht in Frage gestellt wurde 
(s. das Zitat des Urteils des LG Köln bei OLG München 
NZM 1999, 797, 798).

Die Literatur folgt dem LG Köln weitgehend mit der 
Aussage, dass auch Mieter, die ausgezogen sind, das 
Vorkaufsrecht haben, wenn sie aus den gemeinsam an-
gemieteten Wohnräumen ausgezogen sind (BeckOGK-
BGB/Klühs, §  577 Rn. 22; Bärmann/Armbrüster, 
WEG, 14. Aufl . 2018, § 1 Rn. 238; MünchKommBGB/
Häublein, 8.  Aufl . 2020, §  577 Rn. 5; Schmidt-
Futterer/Blank, § 577 Rn. 28; BeckOK-MietR/Bruns, 
Std.: 1.5.2022, § 577 BGB Rn. 11). Es ist daher für die 
Praxis davon auszugehen, dass auch ein mit der Sache 
befasstes Gericht grundsätzlich davon ausgehen würde, 
dass auch ausgezogenen Mietern ein Mietervorkaufsrecht 
zusteht.

2. Konkludente Vertragsanpassung?
Der Fall gibt Anlass, über eine konkludente Vertrags-
anpassung nachzudenken. Das LG Köln hat eine sol-
che nicht thematisiert. Eine „Entlassung“ des ausge-
zogenen Mieters aus dem Vertrag hat immerhin das 
OLG München angeprüft, wobei es sich auf einen no-
tariellen Vertrag stützen konnte, in dem der Vermieter 
off enbar davon ausgegangen war, dass nur noch ein 
Mieter Partei des Mietvertrags war.

Die Hürden für eine konkludente Vertragsanpassung 
sind dabei allerdings nicht zu niedrig anzusetzen. Es 
ist vor dem Hintergrund der §§ 414 ff . BGB erforder-
lich, dass nicht nur eine Erklärung der Mieter vorliegt, 
sondern sich auch eine Erklärung des Vermieters dessen 
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Verhalten entnehmen lässt. Ob ein solches Verhalten 
darin liegen kann, dass – wie im früheren Gutachten 
angenommen – dieser den Schriftverkehr alleine mit 
dem in der Wohnung verbleibenden Mieter geführt hat 
(falls dies auch für den vorliegenden Fall zuträfe), er-
scheint jedenfalls angesichts des kürzeren Zeitablaufs 
(in dem Fall, der dem früheren Gutachten zugrunde 
lag, war der Auszug 25 Jahre vor dem Vorkaufsfall er-
folgt) als fraglich. Es kann durchaus im Interesse des 
Vermieters gelegen haben, dass beide Ehepartner für 
die Miete haften sollten, sodass er aus diesem Grund 
mit beiden den Vertrag geschlossen hat; auch wenn die 
Korrespondenz über längere Zeit lediglich mit einem 
Mieter geführt worden sein sollte, kann dies lediglich 
der Vereinfachung der Abwicklung des Mietvertrags 
gedient haben, ohne dass darin ein Verzicht des Ver-
mieters auf den zweiten Vertragspartner zu sehen wäre. 
Darüber hinaus ist u. E. die Vorschrift des § 550 BGB 
zu berücksichtigen. Nach dieser Norm gilt ein Miet-
vertrag, der nicht schriftlich abgeschlossen ist, als auf 
unbestimmte Zeit geschlossen; der Schriftform unter-
liegen dabei auch Änderungen der Parteien des Miet-
verhältnisses (BeckOGK-BGB/Dittert, Std.: 1.4.2022, 
§ 550 Rn. 111). Jedenfalls dann, wenn der Mietvertrag 
ursprünglich nicht auf unbestimmte Zeit abgeschlossen 
war, würde dies dagegen sprechen, in das Verhalten der 
Beteiligten eine konkludente Vertragsanpassung hinein-
zulesen.

Mangels genauer Kenntnis aller Umstände des Einzel-
falls kann das DNotI das Vorliegen einer konkludenten 
Vertragsanpassung nicht abschließend beurteilen; nach 
dem mitgeteilten Sachverhalt liegt diese jedoch eher 
fern.

3. Verwirkung des Mietervorkaufsrechts
Es stellt sich jedoch die Frage, ob das Mietervorkaufs-
recht durch den Auszug des Ehemanns vor acht Jahren 
verwirkt ist.

a) Tatbestand der Verwirkung
Der Verwirkung unterliegen grundsätzlich alle subjek-
tiven Rechte. Eine Verwirkung wird auf den Grundsatz 
von Treu und Glauben gestützt (§  242 BGB) und ist 
dann gegeben, wenn der Berechtigte das Recht längere 
Zeit hindurch nicht geltend gemacht hat, der Verpfl ich-
tete sich darauf eingerichtet hat und sich nach dem 
gesamten Verhalten des Berechtigten auch darauf ein-
richten durfte, dass dieser das Recht auch in Zukunft 
nicht geltend machen werde (vgl. BGH NJW 2010, 
3714; NJW 2007, 1273; NJW 2003, 128; Grüneberg/
Grüneberg, BGB, 81. Aufl . 2022, §  242 Rn. 87). Es 
bedarf also eines Zeitmomentes und eines Umstands-
momentes.

b) Zeitmoment
Im erwähnten Fall des LG Köln war der ausgezogene 
Mieter ebenfalls vor einem Zeitraum von relativ genau 
acht Jahren vor der Mitteilung über den Vorkaufsfall 
ausgezogen, das LG Köln hat die Verwirkung jedoch 
nicht angesprochen.

Auf Verwirkung hat sich allerdings das OLG München 
(NZM 1999, 797, 798) in einem Fall gestützt, in dem 
der ausgezogene Ehegatte bereits seit zwölf Jahren aus 
der Wohnung ausgezogen war. Der Hintergrund des 
Falls war dabei allerdings ein anderer. Im Fall des OLG 
München hatte der (in der Wohnung verbleibende) Ehe-
mann das Mietervorkaufsrecht (alleine) ausüben wollen, 
es stand jedoch im Raum, dass er dies ohne seine vor 
zwölf Jahren ausgezogene Ehefrau nicht konnte, da die-
se ebenfalls Partei des Mietverhältnisses geworden war. 
Das OLG München verwies darauf, dass das Vorkaufs-
recht nach der (Vorgänger-)Vorschrift des §  472 BGB 
dann von einem Vorkaufsberechtigten alleine ausgeübt 
werden könne, wenn es für den anderen verwirkt oder 
erloschen sei; hiervon sei wegen des Auszugs vor zwölf 
Jahren auszugehen. Es verwies darauf, dass der Zweck 
des Mietervorkaufsrechts, den Mieter vor dem Verlust 
der von ihm bewohnten Wohnung zu schützen, für den 
ausgezogenen Mieter nicht mehr erreicht werden könne.

Im Fall des OLG München dürfte es dabei allerdings 
nicht entscheidend auf die Verwirkung angekommen 
sein, da der in der Wohnung Verbleibende das Vorkaufs-
recht auch dann alleine ausüben kann, wenn die ande-
ren Berechtigten – im Fall des OLG München also der 
ausgezogene Ehegatte – sein Recht nicht innerhalb der 
Frist ausübt (vgl. den Wortlaut von § 472 S. 2 BGB: „Ist 
es für einen der Berechtigten erloschen oder übt einer 
von ihnen sein Recht nicht aus, so sind die übrigen 
berechtigt, das Vorkaufsrecht im Ganzen auszuüben.“ 
(Hervorhebung DNotI), s. zudem noch unten). Ferner 
ging es im Fall damals gerade um die Ermöglichung des 
Mietervorkaufsrechts durch die Ehefrau; der ausgezoge-
ne Ehegatte wollte in diesem Fall sein Vorkaufsrecht gar 
nicht ausüben. Nicht ausgeschlossen erscheint es, dass 
das OLG München im Interesse des Mieterschutzes 
anders argumentiert hätte, wenn es bei der Frage der 
Verwirkung darum gegangen wäre, die Ausübung des 
Mietervorkaufsrechts zu verhindern.

Zusammenfassend lässt sich damit sagen, dass das erfor-
derliche Zeitmoment für die Verwirkung in der Vergan-
genheit, soweit ersichtlich, nur bei Fällen angenommen 
worden ist, bei denen eine längere Zeitspanne (mehr als 
zehn Jahre) zwischen Auszug und Vorkaufsfall lag; in 
einem Fall mit vergleichbarer Zeitspanne (LG Köln) 
wurde das Vorkaufsrecht dagegen bejaht.
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c) Umstandsmoment
Auch wenn man im vorliegenden Fall zum erforderli-
chen Zeitmoment kommt, müsste noch gesondert be-
gründet werden, worin das Umstandsmoment liegt, das 
für die Verwirkung erforderlich ist. Eine solche Verwir-
kung liegt u. E. noch nicht im bloßen stillschweigenden 
Entgegennehmen des Mietzinses durch einen der Mie-
ter. Auch bei Mietern, die in einer Wohnung wohnen, 
wird selten die Überweisung des gesamten Mietzinses 
quotal von verschiedenen Konten der Mieter erfolgen; 
darin liegt jedoch nicht ohne Weiteres ein Einrichten 
auf diesen Zustand und damit ein Umstandsmoment, 
das für eine Verwirkung erforderlich ist.

Erforderlich ist vielmehr, dass sich der Vermieter darauf 
einrichtet, dass der ausgezogene Mieter sein Recht aus 
dem Mietvertrag nicht mehr in Anspruch nehmen wür-
de. U. E. würde dies erfordern, dass der Vermieter sich 
dann auch darauf einrichtet, dass der Mieter auch keine 
Pfl ichten mehr aus dem Mietvertrag hat, d. h. es wäre 
notwendig, dass der Vermieter für den Fall, dass der in 
der Wohnung verbleibende Mieter die Miete nicht mehr 
bezahlt, sich nicht mehr an den ausgezogenen Mieter 
gewendet hätte. Sofern sich der Vermieter dagegen den 
ausgezogenen Mieter als Haftungsschuldner vorbehält, 
kann er diesem u. E. schlecht die (in der Verwirkung 
zum Ausdruck kommende) Treuwidrigkeit vorwerfen, 
wenn der Mieter auf seinen Rechten aus dem Mietver-
trag besteht.

Ob für ein solches Abstandnehmen des Vermieters 
von einer (hypothetischen) Inanspruchnahme des 
ausgezogenen Mieters Umstände vorliegen – etwa 
Fälle nicht gezahlter Miete, in denen kein Rück-
griff  beim ausgezogenen Mieter genommen wurde, 
Anpassungen des Mietvertrags alleine im Verhält-
nis zwischen dem Vermieter und B – ist für uns nicht
 ersichtlich.

d) Ergebnis
Auch bei der Frage der Verwirkung handelt es sich 
damit um eine Frage des Einzelfalls, die wir nicht ab-
schließend beurteilen können. Wir gehen jedoch davon 
aus, dass ein mit der Sache einmal befasstes Gericht eher 
dem LG Köln folgen und – ggf. gestützt auf die Begrün-
dung, dass (noch) kein Zeitmoment gegeben sei – keine 
Verwirkung annehmen würde. Für Zwecke des Gutach-
tens unterstellen wir, dass das Vorkaufsrecht nicht ver-
wirkt wurde.

4. Rechtsfolgen für die Ausübung des Mietervor-
kaufsrechts
Geht man davon aus, dass das Mietervorkaufsrecht im 
Zeitpunkt des Vorkaufsfalls noch beiden Mietern zu-

stand, gilt für diese § 472 BGB (BeckOGK/Daum, § 577 
Rn. 98; Staudinger/Rolfs, § 577 Rn. 67). Nach dieser 
Vorschrift kann das Vorkaufsrecht nur im Ganzen aus-
geübt werden (S. 1); übt einer von zwei Berechtigten es 
nicht aus, kann der andere es im Ganzen ausüben (S. 2). 
Vermieden wird damit, dass der Erstkäufer nur einen 
Teil der Wohnung erwerben kann und sich die Wohnung 
mit einem der vorkaufsberechtigten Mieter teilen muss.

Wenn B vorliegend auf das Mietervorkaufsrecht bereits 
verzichtet hat, hat dies daher lediglich zur Folge, dass A 
das Vorkaufsrecht für die Wohnung insgesamt ausüben 
kann (und auch muss, wenn er es überhaupt ausüben 
möchte, d. h. er kann nicht mehr lediglich die Hälfte 
der Wohnung erwerben).

Zwar hat nach unserem Verständnis des Sachverhalts 
B den Verzicht bereits zu einem Zeitpunkt mitgeteilt, 
in dem die Frist für den A mangels dessen Kenntnis 
noch gar nicht angelaufen war. Da in der Literatur ver-
treten wird, dass die Frist für das Vorkaufsrecht erst 
dann zu laufen beginnt, wenn sämtliche Vorkaufs-
berechtigten eine Mitteilung nach §  469 Abs. 1 BGB 
erhalten haben (s. Gutachten DNotI-Report 2017, 20, 
22 m.  w. N.; BeckOGK-BGB/Daum, Std.: 1.4.2022, 
§ 472 Rn. 9; MünchKommBGB/Westermann, 8. Aufl . 
2019, § 472 Rn. 2; BeckOK-BGB/Faust, Std.: 1.5.2022, 
§  472 Rn.  3), könnte man auf die Idee kommen, die 
Wirksamkeit des Verzichts der B zu diesem Zeitpunkt 
zu hinterfragen. Da allerdings auch vor dem Eintritt 
des Vorkaufsfalls der Verzicht auf das Vorkaufsrecht 
erklärt werden kann (BeckOGK-BGB/Daum, §  463 
Rn.  41; Soergel/Wertenbruch, BGB, 13. Aufl . 2009, 
§ 463 Rn. 84; MünchKommBGB/Westermann, § 463 
Rn. 29), ist davon auszugehen, dass dies erst recht nach 
dem Vorkaufsfall möglich sein muss, auch wenn die 
Frist des § 469 Abs. 2 BGB möglicherweise noch nicht 
angelaufen ist. Der Verzicht von B dürfte damit wirk-
sam sein, jedoch nicht auch für A gelten.

5. Ergebnis
Im Ergebnis halten wir es für wahrscheinlich, dass ein 
zur Entscheidung berufenes Gericht davon ausgehen 
würde, dass A alleine zur Ausübung des Vorkaufsrechts 
im Ganzen berechtigt ist. Der Notar wird dies letztlich 
mangels hinreichender Tatsachenkenntnis ebenso we-
nig abschließend entscheiden können wie das DNotI, 
sodass die Beteiligten – sollte eine Einigung nicht zu-
stande kommen – auf den Zivilrechtsweg mit entspre-
chender Beweiserhebung zu verweisen wären. 
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WEG § 4 
Umwandlung von Gemeinschaftseigentum in 
Sondereigentum; Anforderung an die Grund-
bucheintragung nach erfolgter Aufteilung 
und Anlegung der Wohnungsgrundbücher; 
Rechtsfolgen eines Verstoßes; Möglichkeit des 
gutgläubigen Erwerbs 

I. Sachverhalt
Durch Teilungserklärung aus dem Jahr 2008 wurde 
ein mit einem Gebäude bebautes Grundstück in Woh-
nungs- und Teileigentum aufgeteilt. In dem Gebäude 
gibt es einen Gewölbekeller, an welchem in der Tei-
lungserklärung kein Sondereigentum begründet wurde, 
sodass er im Gemeinschaftseigentum stand.

Durch notariell beurkundete Änderung der Teilungs-
erklärung sollte dieser Keller in Sondereigentum über-
führt werden und künftig zur Wohnung Nr. 9 gehören. 
Die entsprechende Einigung über den Eigentumsüber-
gang wurde erklärt und die Eintragung im Grund-
buch bewilligt und beantragt. Im Folgenden wurde im 
Grundbuch der Wohnung Nr. 9 eingetragen: „Die Tei-
lungserklärung ist geändert. Bezug: Bewilligung vom 
...“. In allen übrigen Grundbüchern der Wohnungseigen-
tumsgemeinschaft erfolgte jedoch keine Eintragung.

Im Februar 2021 hat der aufteilende Eigentümer die 
Wohnung Nr.  9 mit notariellem Vertrag verkauft. 
Laut dem Kaufvertrag wurde das Sondereigentum 
an dem Gewölbekeller, der zum Sondereigentum der 
Wohnung Nr. 9 gehört, ausdrücklich nicht mitver-
kauft. Dieses Sondereigentum wurde in das Sonder-
eigentum der Wohnung Nr.  2 unter Abspaltung von 
dem bisherigen Miteigentumsanteil und Verbindung 
mit dem Miteigentumsanteil der Wohnung Nr.  2 
übertragen.

In der Folge wurde im Grundbuch der Wohnung Nr. 9 
und der Wohnung Nr. 2 eingetragen, dass das Sonder-
eigentum am Gewölbekeller ins Grundbuch der Woh-
nung Nr. 2 übertragen wurde. Nun möchte der auftei-
lende Eigentümer die Wohnung Nr.  2 verkaufen. Der 
Gewölbekeller soll erneut auf eine andere Sondereigen-
tumseinheit übertragen werden und künftig zum Son-
dereigentum der Wohnung Nr. 4 gehören.

II. Fragen 
1. Ist es zutreff end, dass am Gewölbekeller kein Sonder-
eigentum entstanden ist, da die Umwandlung von Ge-
meinschaftseigentum in Sondereigentum nicht in allen 
Grundbüchern eingetragen wurde? 

2. Kommt ein gutgläubiger Erwerb des Gewölbe-
kellers durch den Eigentümer der Wohnung Nr. 2 in 
Frage?

III. Zur Rechtslage
1. Entstehung von Sondereigentum am Gewölbe-
keller
Es stellt sich die Frage, ob die gem. § 4 Abs. 1 WEG 
erforderliche Eintragung im Grundbuch bereits dann 
vollendet ist, wenn eine Eintragung nur in dem Woh-
nungsgrundbuch des „gewinnenden“ Wohnungsgrund-
buches erfolgt, oder ob nicht die Umwandlung in 
sämtlichen Wohnungsgrundbüchern vollzogen werden 
muss. 

Die überwiegende Auff assung geht unter Bezugnah-
me auf einen Beschluss des BayObLG (BayObLGZ 
1997, 347, 350) davon aus, dass die Umwandlung in 
allen Wohnungs- und Teileigentumsgrundbüchern 
einzutragen ist (BeckOGK-WEG/M.  Müller, Std.: 
1.6.2022, §  4 Rn.  16; Staudinger/Rapp, WEG, 2018, 
§  4 Rn. 7; Schneider, in: Bärmann/Seuß, Praxis des 
Wohnungseigentums, 7.  Aufl . 2017, §  2 Rn.  246; 
Schöner/Stöber, Grundbuchrecht, 16. Aufl . 2020, 
Rn. 2967). 

Dem tritt, soweit ersichtlich, nur Böttcher (in: Meikel, 
GBO, 10. Aufl . 2009, §  3 WGV Rn.  22, s. a. ders., 
BWNotZ 1996, 80, 83) entgegen. Diese Auff assung 
wurde mittlerweile von dem Nachfolgeautor Schneider 
(in: Meikel, GBV, 11. Aufl . 2019, § 3 WGV Rn. 23) 
aufgegeben. Böttcher hatte sein Ergebnis u. a. mit § 7 
Abs. 1 S. 2 WEG begründet, wonach der gegenständ-
liche Bereich des gemeinschaftlichen Eigentums in den 
Grundbucheintragungen nicht zum Ausdruck komme, 
sondern allein durch den Aufteilungsplan nachgewie-
sen werde. Dem tritt Schneider damit entgegen, dass 
der Aufteilungsplan das gemeinschaftliche Eigentum 
nur im Zusammenwirken mit der Eintragungsbewil-
ligung umschreibe. Eine Änderung der Bewilligung 
führe daher auch zu einer Änderung der Eintragung 
des Gemeinschaftseigentums. Die jeweiligen Mit-
eigentumsanteile erhielten einen veränderten gegen-
ständlichen Anknüpfungsbereich, der auch § 892 BGB 
zugänglich sei. 

Folgt man der h. M., so dürfte das Eintragungsverfah-
ren noch nicht vollendet sein mit der Folge, dass die 
Voraussetzungen des § 4 Abs. 1 WEG nicht erfüllt sind 
und (weiteres) Sondereigentum am Gewölbekeller somit 
nicht entstanden ist. 

2. Gutgläubiger Erwerb
Es schließt sich die Frage an, ob vorliegend ein gut-
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gläubiger Erwerb bzgl. des Sondereigentums am Ge-
wölbekeller in Betracht kommt. § 892 Abs. 1 S. 1 BGB 
knüpft an den Inhalt „des Grundbuchs“ an. Vorliegend 
ist jedoch das Gemeinschaftseigentum in verschiedenen 
Wohnungsgrundbüchern unterschiedlich eingetragen. 
Das BayObLG (BeckRS 1995, 3056) hat einen gut-
gläubigen Erwerb in einem Fall abgelehnt, in dem eine 
Grunddienstbarkeit nicht in allen Wohnungsgrund-
büchern eingetragen war und dies als Fall der unzu-
lässigen (nicht: unrichtigen) Eintragung behandelt, bei 
der ein gutgläubiger Erwerb nach allgemeiner Auff as-
sung ausscheide (vgl. zu letzterem BeckOK-WEG/Kral, 
Std.: 1.3.2022, § 8 Rn. 77; BGH, NJW-RR 2005, 10; 
OLG München DNotZ 2007, 946; BayObLGZ 1998, 
70, 75 f.; OLG Hamm RNotZ 2007, 207, 208; Schöner/
Stöber, Rn. 2834b).

Der vorliegende Fall ist u. E. ebenso zu behandeln. Für 
einen Gutglaubenserwerb bedarf es einer objektiven 
Rechtsscheinsgrundlage (MünchKommBGB/Kohler, 
8.  Aufl . 2020, §  892 Rn.  12). Das Grundbuch muss 
den guten Glauben also abstrakt legitimieren können 
(MünchKommBGB/Kohler, § 892 Rn. 12). Nicht voll-
ständige oder widersprüchliche Eintragungen genießen 
keinen Gutglaubensschutz (h. M., siehe nur BeckOGK-
BGB/Hertel, Std.: 15.4.2021, §  892 Rn. 55; Münch-
KommBGB/Kohler, § 892 Rn. 12; speziell zum Woh-
nungseigentum auch Bärmann/Seuß, §  13 Rn. 139; 
BayObLG, BeckRS 1995, 3056; LG Hamburg, BeckRS 
2011, 13649; s. zu etwaigen Mindermeinungen die 
Übersicht bei BeckOGK-BGB/Hertel, § 892 Rn. 58.1). 
Eine in diesem Sinne widersprüchliche Eintragung liegt 
hier vor.

Es kann hier u. E. auch nicht isoliert auf das einzel-
ne Wohnungsgrundbuchblatt abgestellt werden, in 
dem die betreff ende Änderung des Sondereigentums 
eingetragen ist. Denn es geht hier nicht um einen nur 
das konkrete Wohnungseigentum betreff enden Um-
stand (wie z. B. die unrichtige Eintragung des Eigen-
tümers des Wohnungseigentums), sondern um einen, 
der auch die Reichweite des Eigentums der anderen 
Wohnungseigentümer berührt, deren Miteigentum 
am Gemeinschaftseigentum betroff en ist (vgl. hier-
zu oben schon die Argumentation von Schneider). Die 
Umwandlung von Gemeinschafts- in Sondereigentum 
ist eine inhaltliche Änderung sämtlicher Miteigentums-
anteile am aufgeteilten Grundstück, sodass es auf den 
Inhalt sämtlicher Wohnungsgrundbücher ankommt. 
In den übrigen Wohnungsgrundbüchern ist der Ge-
wölbekeller allerdings als Gemeinschaftseigentum aus-
gewiesen, sodass widersprüchliche Grundbucheintra-
gungen vorliegen. Es fehlt somit an einem tauglichen 
Rechtsschein.

Gutachten im Abrufdienst
Fol gen de Gut ach ten kön nen Sie über unseren Gutach-
ten-Abrufdienst im Internet unter: 

http://www.dnoti.de

abrufen. In diesem frei zugänglichen Bereich können 
die Gutachten über die Gutachten-Abrufnummer oder 
mit Titelschlagworten aufgefunden werden. Dies gilt 
ebenfalls für die bisherigen Abruf-Gutachten.

ZPO §§ 173, 189 
Zustellung eines Schriftstücks an das besondere 
elektronische Anwaltspostfach eines Anwaltsnotar 
statt an dessen besonderes elektronisches Notarpost-
fach
Abruf-Nr.: 190867

GenG §§ 14, 16, 6, 157; UmwG § 79 
Anmeldung einer Zweigniederlassung einer Genos-
senschaft; Verschmelzung zur Aufnahme bei Genos-
senschaften; Anforderungen an eine Zweigniederlas-
sung
Abruf-Nr.: 189385

Literaturhinweise
Dauner-Lieb/Grziwotz/Herzog, Handkommentar 
Pfl ichtteilsrecht, 3. Aufl ., Nomos Verlag, Baden-
Baden 2022, 118.- €

Der kompakte Kommentar zum Pfl ichtteilsrecht ist in 
dritter Aufl age erschienen. In der Neuaufl age haben sich 
einige personelle Änderungen im Bereich der Bearbeiter 
ergeben. Zudem ist Stephanie Herzog als Mitherausgebe-
rin aufgenommen worden.

Das gut eingeführte Werk ist auch für die notarielle Pra-
xis interessant. Zum einen wurden einige Kapitel von 
Notaren bearbeitet, die ihre praktischen Erfahrungen 
sowie kautelarjuristische Expertise in die Kommentie-
rung eingebracht haben, wie z. B. Grziwotz beim nota-
riellen Nachlassverzeichnis i. S. von § 2314 BGB. Zum 
anderen enthält das Buch nicht nur eine Kommentie-
rung der Pfl ichtteilsvorschriften, wie sie auch in den all-
gemeinen BGB-Kommentaren zu fi nden ist, sondern im 
Anhang auch paragrafenübergreifende und notarrele-
vante Kapitel zu Einzelthemen, wie z. B. zum Pfl ichtteil 
im Sozialrecht (v. Proff  zu Irnich), zum Pfl ichtteils- und 
Gesellschaftsrecht (Vedder) sowie zu Pfl ichtteilsmini-
mierungsstrategien (Herrler). Der Kommentar gefällt 
nach wie vor durch seine Prägnanz und die Breite der 
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behandelten Th emen. Verbesserungswürdig ist aller-
dings die Einbindung der monografi schen Teile in die 
Kommentierung (hier wäre die Aufnahme von Quer-
verweisen hilfreich) sowie das Literaturverzeichnis (das 
leider sehr unvollständig ist). Auch der Aktualisierungs-
stand diff eriert in den einzelnen Abschnitten bzw. lässt 
sich (z. B. bei Online-Kommentaren mangels Angabe 
des Standes) nicht immer zweifelsfrei nachvollziehen. 
Gleichwohl handelt es sich um eine hilfreiche Lektüre 
für den Notaralltag.

Dr. Gabriele Müller-Engels

Münchener Handbuch des Gesellschaftsrechts, 
Band  6: Internationales Gesellschaftsrecht, Grenz-
überschreitende Umwandlungen, 5. Aufl ., C. H. 
Beck Verlag, München 2022, 1392 Seiten, 189.– €

Mit dem Erscheinen von Band 6 des Münchener Hand-
buchs des Gesellschaftsrechts ist die 5. Aufl age des Ge-
samtwerks nun komplett. Dies verwundert zunächst ein 
wenig, da mit Band 7 (Gesellschaftsrechtliche Streitig-
keiten) und Band 9 (Recht der Familienunternehmen) 
Teile des Gesamtwerks bereits in der 6. Aufl age verfüg-
bar sind, lässt sich jedoch auf einen besonders langwieri-
gen, rund neun Jahre umfassenden Entstehungsprozess 
seit der 4. Aufl age 2013 zurückführen. Angesichts der 
kaum mehr zu überschauenden zahlreichen Entwick-
lungen im internationalen Gesellschaftsrecht in dieser 
Zeit mag man die Verzögerung jedoch dem engagier-
ten Herausgeber- und Autorenteam nachsehen. Seit der 
Voraufl age wurde die Struktur des Handbuchs in eini-
gen Punkten verändert – teils durch Ergänzungen, teils 
aufgrund von Entwicklungen, die eine neue Akzentu-
ierung nahelegten. Hinzugekommen sind u.a. Darstel-
lungen zum Internationalen Personengesellschaftsrecht, 
zur grenzüberschreitenden Gründung von Zweignie-
derlassungen und von Tochtergesellschaften sowie zur 
Börsennotierung deutscher Unternehmen im Ausland 
(Dual Listing) speziell innerhalb der EU und in den 
USA (NYSE, NASDAQ).

In der Praxis stellen sich insbesondere bei gesell-
schaftsrechtlichen Sachverhalten mit Auslandsbe-
rührungen anspruchsvolle Probleme. Hierzu ge-
hören allen voran auch Auslandsbeurkundungen. 
Diese Th ematik wird ausführlich und aktuell von 
Weller und Kuschel in den §§  6-9 des Werkes behan-
delt. Das Werk setzt sich ausführlich mit dem gegen-
wärtigen Streitstand zur Substitution durch eine Be-
urkundung eines ausländischen Notars auseinander 
(§ 8 Rn. 12 ff .).
Regelmäßig steht der Notar vor besonderen Heraus-
forderungen, wenn er es mit in Deutschland seltener 

verbreiteten Rechtsformen zu tun bekommt. Sind aus-
ländische Gesellschaften an Beurkundungsverfahren 
beteiligt, stellt sich besonders im Grundbuch- und Re-
gisterrecht die Frage, wie die Existenz und Vertretung 
des betreff enden Rechtsträgers im ausländischen Recht 
geregelt ist und wie dies nachgewiesen werden kann. 
Mit den Gesellschaftsformen von insgesamt 14 aus-
gewählten Staaten setzt sich Süß in §  41 auseinander 
und gibt aktuelle und praxisgerechte Einblicke in die 
Gesellschaftsrechtsordnungen u. a. von Belgien, China, 
Frankreich, Italien, Spanien, den USA und der Schweiz. 
Nicht selten bekommt es der Notar zudem mit supra-
nationalen Gesellschaftsformen zu tun. Teichmann be-
fasst sich in den §§  42-45 mit der SE, der SCE, der 
EWIV und dem Projekt einer „Europa-GmbH“. Neben 
tiefgehenden Ausführungen zu den Gründungsvarian-
ten der SE (§ 43 Rn. 6-53) fi nden sich detaillierte Dar-
stellungen zum Leitungssystem der Gesellschaft (§ 43 
Rn. 54-95a), insbesondere zu dem bei der SE möglichen 
monistischen Leitungsmodell (§ 43 Rn. 67-90).

Insgesamt gibt das Handbuch die gesamte Bandbreite 
des internationalen Gesellschaftsrechts einschließlich 
der grenzüberschreitenden Unternehmensumwandlun-
gen wieder. Es stellt damit eine sinnvolle Ergänzung der 
gut sortierten Bibliothek des regelmäßig mit Sachver-
halten mit Auslandsberührung befassten Notars dar. 
Es ist daher zu hoff en, dass sich das Publikum nicht zu 
lange bis zum Erscheinen einer 6. Aufl age des Werkes 
gedulden muss.

Ralf Knaier

H. Heckschen/R. Knaier, Größte Reform des Um-
wandlungsrechts – nicht nur Richtlinienumsetzung! 
(Teil II), GmbHR 2022, 613

W. Paul, Eff ektiver Rechtsschutz bei geldwäscherechtli-
cher Verdachtsmeldung, NJW 2022, 1769

T. Wachter, Keine Fortsetzung einer aufgelösten GmbH 
in der Insolvenz, DB 2022, 1443

Veranstaltungen
Online-Verfahren im Gesellschaftsrecht / elektroni-
sche Urkundensammlung (Klein/Kühnelt), 3.9.2022 
Köln; 21.9.2022 Baunatal; 26.9.2022 Berlin – Hybrid-
Veranstaltung
Unterstützung und Vorbereitung: Online-Verfahren 
im Gesellschaftsrecht (Tondorf), 6.9.2022 Bochum – 
Hybrid-Veranstaltung; 23.9.2022 Berlin – Hybrid-Ver-
anstaltung
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20. Jahresarbeitstagung des Notariats (Basty/Ber-
nau/Born/Brückner/Danninger/Forschner/Göbel/
Hamdorf/Heckschen/Holthausen-Dux/Karczewski/
Keim/Kesseler/Loose/Reiter/Remmert/Reul/Strauß/
Wälzholz/Weber), 8.-10.9.2022 Berlin – Hybrid-Ver-
anstaltung

Aktuelle Probleme der notariellen Gestaltung im 
Erb- und Familienrecht (Keim/Müller-Engels/Reetz), 
16.9.2022 Bochum – Hybrid-Veranstaltung
Intensivkurs Überlassungsvertrag (Berkefeld/Oertel), 
23.-24.9.2022 Heusenstamm – Hybrid-Veranstaltung

Internationales Privatrecht für Mitarbeitende im 

Notariat (Primaczenko), 28.9.2022 Köln 

Die Notarprüfung – Aktuelle Schwerpunkte der no-
tariellen Amtsprüfung durch die Aufsichtsbehörde 
(Blaeschke), 30.9.2022 Bochum 

Weitere Ter mi ne für September 2022, An mel dung und 
aktuelle Informationen unter www.anwaltsinstitut.de


